


I. Einstiegstest 

  
 
1.  Gemeinde-Steckbrief 

 Name Ihrer Gemeinde: ____________________________________________________________________ 

 Einwohnerzahl: __________________________________________________________________________ 

 Gehört zum Landkreis: ____________________________________________________________________ 

 Gehört zum Regierungsbezirk: ______________________________________________________________ 

 Anzahl der Gemeinderäte: _________________________________________________________________ 

 Namen von wenigstens drei Gemeinderäten ___________________________________________________ 

 Der (Ober)Bürgermeister heißt: _____________________________________________________________ 

 Haben Sie schon einmal eine Sitzung „Ihres“ Gemeinderates besucht? ja � nein � 

 

 

 Sind Sie schon einmal für eine Angelegenheit „Ihrer“ Gemeinde aktiv geworden durch ... 

 � eine Beschwerde � Teilnahme an einem Bürgerbegehren 

 � einen Leserbrief � Unterstützung eines Bürgerantrags 

 � eine Unterschrift � Teilnahme an einem Bürgerentscheid 

 � Teilnahme an einer Wahl � Mitarbeit in einer Bürgerinitiative 

 � Teilnahme an einer Bürgerversammlung 

 

 

 

 Geben Sie „Ihrer“ Gemeinde Noten für + 1 2 3 4 5 6 - 

 a Bürgernahe Verwaltung         

 b Mitwirkungsmöglichkeiten         

 c Nahverkehr         

 d Arbeitsplätze         

 e Ausbildungsangebot         

 f Einkaufsmöglichkeiten         

 g Nachbarschaft         

 h Freizeitangebot         

 i Wohnqualität         

  
 

  

 2. Rotstift: Im folgenden Text sind 7 sachliche Fehler Fehler: 

  „Der Bürgermeister ehrte einen verdienten Stadtbeamten durch die Er-
nennung zum Gemeinderat. Dann eröffnete er die Diskussion um die 
neue Prüfungsordnung für die Realschulen und erteilte das Wort in al-
phabetischer Reihenfolge. Anschließend beschloss der Gemeinderat 
eine Erhöhung der Kfz-Steuer um 15 % und eine Ermäßigung der Stra-
ßenbahntarife für Senioren um 25 %. Den Punkt „Abriss Waldsiedlung“ 
setzte der Bürgermeister kurzerhand von der Tagesordnung ab, weil er 
Krawalle auf der Zuhörertribüne befürchtete. Einem Gemeinderat ent-
zog er das Wort, weil er wiederholt die Stadtverwaltung kritisierte. Der 
Versuch der Oppositionsfraktion, den Bürgermeister abzusetzen, 
scheiterte, weil sie nicht die notwendige Mehrheit erhielt.“ 

1. ______________________ 

2. ______________________ 

3. ______________________ 

4. ______________________ 

5. ______________________ 

6. ______________________ 

7. ______________________ 
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        Ohne Gemeinden 

ist kein Staat zu machen! 

 
 
 
 
 

II. Grundinformation 
 

Zwischen Idylle und Chaos GEMEINDE 
 
Baden-Württemberg ist ein Land der kleinen 
und mittleren Gemeinden: es gibt nur 9 
Städte mit mehr als 100 000 Einwohnern, 
fast 60 % der 1111 Gemeinden aber haben 
weniger als 5000 Einwohner. 
 
Zunächst bezeichnet man als Gemeinde die 
untersten lokalen Gebietseinheiten sowie die 
Menschen, die in ihnen zusammenleben. Im 
soziologischen Sinn ist Gemeinde Gemein-
schaft, eines unserer zentralen Lebensfelder 
mit einer Fülle von sozialen Beziehungen 
und Konflikten, mit einem mehr oder weniger 
ausgeprägten Wir-Gefühl und entsprechen-
der Abgrenzung nach außen. 
 
Im staatsrechtlichen Sinn sind Gemeinden 
öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaften 
mit eindeutig abgegrenztem Territorium (Ge-
meindegebiet), zugehörigen Bewohnern (Ge-
meindebürgern sowie Einwohnern) und Or-
ganen, die für die Gemeinde handeln und 
verbindlich Entscheidungen treffen (Gemein-
deverwaltung). Die Gemeinden bilden das 
unterste politische Gemeinwesen im Staat. 
Rechtliche Grundlage für die Arbeit der Ge-
meinden bildet die vom Land erlassene Ge-
meindeordnung, die Festlegungen z.B. über 
das Gebiet der Gemeinden, ihre Aufgaben, 
ihre Einnahmen und die zur Selbstverwal-
tung notwendigen Organe enthält. Selbstver-
waltung heißt hier selbstständige Regelung 

der eigenen örtlichen Angelegenheiten, so-
weit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Zu 
den Selbstverwaltungsangelegenheiten ge-
hören z.B. Gas, Strom, Wasser, Abwasser- 
und Müllbeseitigung, kommunales Wege-
netz, öffentlicher Nahverkehr, kulturelle Ein-
richtungen, weiterhin Schulhausbau, Sport-
stätten und Spielplätze, Altenheime, Kran-
kenhäuser und Friedhöfe. Dabei muss man 
unterscheiden zwischen freiwilligen Aufga-
ben, die eine Gemeinde erfüllen kann (z.B. 
Schwimmbad), Pflichtaufgaben, die sie erfül-
len muss (z. B. Schulbauten) und Pflicht-
aufgaben nach Weisung, bei denen auch die 
Art der Erfüllung vorgeschrieben werden 
kann (z. B. Wahlen). Außerdem übernehmen 
die Gemeinden auch staatliche Aufgaben 
von Land und Bund. Sie handeln dann als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde, z. B. 
bei polizeilichen Aufgaben. 
Land und Bund nehmen durch die Finanz-
politik Einfluss auf die kommunalpolitischen 
Entscheidungen. Dabei liegt eine Gefahr da-
rin, dass durch finanzielle Förderung von 
Land oder Bund in Gemeinden Projekte nur 
deswegen in Angriff genommen werden, weil 
es dafür Fördermittel gibt. Viele Aufgaben 
der Gemeinden werden heute durch überge-
meindliche Zusammenschlüsse (Landkreis, 
Zweckverbände) wahrgenommen, da sie die 
Finanzkraft einer einzelnen Gemeinde bei 
weitem überfordern würden. 
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SELBSTVERWALTUNG   
Als Geburtsstunde der kommunalen Selbstverwaltung wird die 1808 in Preu-
ßen erlassene Städteordnung des Freiherrn von Stein angesehen, deren 
Wurzeln im mittelalterlichen Städtewesen und der Kommunalverwaltung im 
deutschen Westen liegen. In Form einer beschränkten Gemeindeautonomie 
regelten die Gemeinden genossenschaftlich ihre Alltagsbedürfnisse und Pro-
bleme, fernab von der großen Politik, auf die sie weder Einfluss ausüben 
noch berechtigte Hoffnungen setzen konnten; allerdings wurde auch die 
kommunale Selbstverwaltung exklusiv betrieben, nämlich von den Bürgern 
mit Besitz und Ansehen, den Honoratioren. Die Politik und auch das Leben in 
der Gemeinde wurden geprägt durch die großen Unterschiede zwischen Orts-
bürgern (Gebürtige) und bloßen Einwohnern, zwischen Besitzbauern und 
Gesinde und Tagelöhnern. Wer sich also auf die Tradition der Selbstverwal-
tung beruft, muss dabei im Auge haben, dass seinerzeit Selbstverwaltung 
nicht nur eine Sache weniger Wohlhabender und Einflussreicher war, 
sondern auch eine höchst unpolitische. Heute haben sich die sozialen 
Verhältnisse sowie das Verhältnis von Gesamtstaat und Gemeinde 
entscheidend verändert. Staat und Gesellschaft bzw. Gemeinden stehen 
nicht mehr in einer scharfen Trennung zueinander. Zu den wichtigsten 
Bereichen der Gemeindeselbstverwaltung gehören heute: die Organisations-
hoheit, die die Gemeinde ihre Organe selbst wählen lässt und ihr das Recht 
gibt, die Verwaltung nach Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten zu organisieren; 
die Personalhoheit, das Recht, Gemeindepersonal einzustellen und zu 
entlassen, und die Planungshoheit, das Recht, Bauleitpläne in eigener 
Verantwortung aufzustellen. Weiterhin gehören dazu die Eigenver-
antwortlichkeit in allen für die Daseinsvorsorge der Bürger bestimmten 
Dienstleistungsaufgaben der Gemeinde, wie Kindergärten, Versorgungs-
betriebe, Müllbeseitigung, Straßenreinigung usw. 
 

  
Aus dem Grundgesetz 
 
Art. 28 Abs. 1 (Gewährleistung der kommu-

nalen Selbstverwaltung) 

 
Den Gemeinden muss das Recht gewährlei-
stet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in 
eigener Verantwortung zu regeln. 
 

 

 
FINANZIERUNG   
Der Finanzbedarf einer Gemeinde ist keine eindeutig bestimmte Größe. Die 
Ausgaben bewegen sich in einem Rahmen, der einerseits von ihren Aufga-
ben, andererseits von den verfügbaren Einnahmen gebildet wird. Das Spek-
trum der tatsächlich wahrgenommenen Aufgaben ist von Gemeinde zu Ge-
meinde unterschiedlich. Es hängt ab vom konkreten Bedarf des örtlichen 
Gemeinwesens. Geographische oder soziale Besonderheiten, geschichtliche 
Traditionen oder besondere Wertvorstellungen führen zu erheblichen Unter-
schieden. Die Gemeinde bestimmt ihren Finanzbedarf in der Haushaltssat-
zung. Dazu hat sie eine eigene Finanzhoheit, die ihr als wesentliches Element 
des kommunalen Selbstverwaltungsrechts in der Landesverfassung gewähr-
leistet. Die Verantwortlichkeit für die Verwaltung der Finanzen ist die Kehr-
seite der eigenverantwortlichen Aufgabenerfüllung. Zwischen dem Ausgaben-
niveau und dem Niveau der Aufgabenerfüllung besteht eine enge Wechsel-
beziehung, wie auch eine Wechselbeziehung zwischen Einnahmen und Aus-
gaben besteht. Frei ist die Gemeinde bei der Umsetzung des Aufgabenpro-
gramms nicht. Sie muss die Pflichtaufgaben wahrnehmen, hat Spielraum bei 
weisungsfreien Pflichtaufgaben und ist unabhängig von staatlicher Einfluss-
nahme bei den freiwilligen Aufgaben. Das Land ist gemäß Landesverfassung 
(Art. 73 Abs. 1) verpflichtet, die Gemeinde für die Pflichtaufgaben ausrei-
chend mit Mitteln auszustatten. 

  
Aus der Landesverfassung 
 
Art. 73 Abs. 1 

 
Das Land sorgt dafür, dass die Gemeinden 
und Gemeindeverbände ihre Aufgaben erfüllen 
können. 
 
 
 
 
Gemeindesteuern 

− Gewerbesteuer 
− Grundsteuer 
− Vergnügungssteuer 
− Schankerlaubnissteuer 
− Jagd- und Fischereisteuer 
− Hundesteuer 
 

 
STADT UND LAND   
Seit Ende der 50er Jahre, als verstärkt die Entwicklung noch unerschlossener 
ländlicher Räume betrieben wurde, ist der scharfe Gegensatz von Stadt und 
Land abgebaut worden. Vielfach sind Dörfer zu Vororten von Städten gewor-
den. Sie sind durch Bebauung und Besiedlung mit den Städten verwachsen. 
Die Verlagerung von Wohnungen und gewerblichen Ansiedlungen in den 
ländlichen Raum, die Durchsetzung des landwirtschaftlichen Raumes mit 
Gewerbegebieten und auch die Veränderung der Berufs- und Sozialstruktur 
des Dorfes führten zu einer Angleichung an städtische Lebensweisen. Die 
Verbindungen zwischen Dorf und Stadt wurden nicht zuletzt auch durch den 
Ausbau der Verkehrswege, die Entwicklung des individuellen Pkw-Verkehrs 
und der Touristik gefördert. Trotz der Angleichung zwischen Stadt und Land 
sind gewisse Unterschiede geblieben, so u. a.: 

— die größere Bedeutung traditioneller Sitten und Bräuche auf dem Lande 
— die größere Bedeutung des Vereinswesens für die soziale und kulturelle 

Integration des Dorfes 
— die - immer noch - höheren Kinderzahlen der dörflich-ländlichen Bevölke-

rung 
— die größere „Kirchentreue“ im ländlichen Raum 
— die geringere Ausstattung des ländlichen Raumes mit Einrichtungen der 

Daseinsvorsorge für Gesundheit, Kultur und Bildung, Sport und Freizeit. 

  
 
Gute Kommunalpolitik hilft den Men-
schen, ohne vorher ins Partei-
programm zu sehen. 
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Wo es mir gut geht, da ist Heimat GRUNDFUNKTIONEN 
 
Kommunalpolitik muss eine Reihe von "Da-
seinsgrundfunktionen" garantieren, die das 
Alltagsleben erst möglich machen; eine gute 
Infrastruktur vor Ort ist eine wichtige 
Voraussetzung für kommunale Entwicklung. 
Zwar sorgen auch Bund und Länder für die 
Existenzsicherung, aber vor Ort sind es die 
Gemeinden, die den tatsächlichen Bedürf-
nissen gerecht werden müssen und an der die 
Lebensqualität gemessen wird. Als wichtige 
Grundfunktionen gelten: 

Wohnung. Damit Menschen sich überhaupt 
in einer Kommune niederlassen können, 
muss ausreichend Wohnraum vorhanden 
sein, der nach Lage, Größe, Ausstattung 
und Mietpreis den jeweiligen Bedürfnissen 
entspricht. 

Versorgung. Darunter versteht man einer-
seits die Anbindung an Strom-, Gas-, Was-
ser und Abwassernetze. Andererseits 
gehört dazu aber auch die Ausstattung 
einer Gemeinde oder eines Wohnbezirkes 
mit Einkaufsmöglichkeiten und Ladengeschäf-
ten. 

Arbeit. Für den Bürger ist die Frage, ob in 
einer Gemeinde genügend Arbeitsplätze 
vorhanden sind, von entscheidender Bedeu-
tung. Zwischen den Kommunen Baden-
Württembergs gibt es hier nach wie vor er-
hebliche Unterschiede, was sich auf deren 
Finanzkraft und Gestaltungsspielräume aus-
wirkt. 

Bildung. Das örtliche Angebot an schuli-
schen und außerschulischen Bildungsmög-
lichkeiten ist z.B. für Eltern ein wichtiges 
Kriterium für die Wahl des Wohnsitzes. 

Erholung. Der zunehmend an Bedeutung 
gewinnende Bereich der Freizeit und ihrer 
Gestaltung ist hier angesprochen. Neben 
den nicht beeinflussbaren geographischen 
und klimatischen Bedingungen haben die 
Gemeinden in diesem Bereich große Ge-
staltungsmöglichkeiten. 

Verkehr. Hierzu gehören sowohl das 
Straßen- und Radwegenetz als auch die 
öffentlichen Nah- und Fernverkehrsmittel 
und ihre jeweilige Erreichbarkeit. 

Kommunikation umfasst die Möglichkeiten 
zwischenmenschlicher Begegnung ebenso 
wie lokale Medien und die Beteiligung der 
Bürger an der gemeindlichen Meinungs- 
und Willensbildung. 
 
Die Darstellung der Grundfunktionen sollte 
jedoch nicht vergessen lassen, dass Ge-
meinde mehr bedeutet als Daseinsfürsorge. 
Heimat beschreibt das Bedürfnis nach 
Geborgenheit und Identifikation. Die Befrie-
digung dieses Grundbedürfnisses stellt eine 
wesentliche Aufgabe der Gemeinden dar, 
denn der Mensch braucht Regelmäßigkeit 
und liebt vertraute Gewohnheiten und prak-
tizierte Selbstverständlichkeit. 

 

Wohnung 

 

Erholung 

Versorgung Arbeit  

Bildung 

 

Verkehr 

Kommuni- 
kation 

 

? 
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LEBENSQUALITÄT   
Der vom amerikanischen Gesellschaftswissenschaftler J. K. Galbraith im 
Jahr 1958 geprägte Begriff steht für die Forderung, das Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystem der modernen Industriestaaten nicht in erster Linie nach 
den Gesichtspunkten des wirtschaftlichen Wachstums und des ständig zu 
steigernden Lebensstandards zu gestalten, sondern vom Ziel, ein menschen-
würdiges Leben zu ermöglichen und zu sichern. Zu seinem körperlichen und 
seelischen Wohlbefinden braucht der Mensch Ruhe, saubere Luft, klares 
Wasser, giftfreie Nahrungsmittel und die Möglichkeit zur Bildung, Unter-
haltung und Kommunikation. Das bedeutet, daß eine entsprechende Gestal-
tung von Infrastruktur und Umwelt und eine darauf ausgerichtete Gesell-
schaftspolitik den Vorrang haben muß vor einer allein am Wachstum orien-
tierten Wirtschaftspolitik. Der Aspekt der Lebensqualität ist lange Zeit bei den 
Stadt- und Dorfplanungen wenig berücksichtigt worden. Das zeigen die zahl-
reichen Betonhochhaussiedlungen in den Randgebieten der Städte, aber 
auch die Verplanung zahlreicher Dörfer (durch der Landschaft unangepaßte 
Bauweisen, mehrspurige Durchgangsstraßen, Industrieanlagen usw.). Erst in 
den letzten Jahren ist man verstärkt darauf zurückgekommen, „Die Kirche im 
Dorf zu lassen“, alte erhaltenswerte Gebäude zu restaurieren und neue 
Gebäude in die jeweilige Umgebung einzupassen. In den Städten richtete 
man verstärkt verkehrsberuhigte Zonen oder auch reine Fußgängerzonen ein. 
Oft ist der Wohnraum allerdings für viele Menschen, besonders für Familien, 
unerschwinglich. Lebensqualität hat ihren Preis. Auch die Landgemeinden 
haben verstärkt versucht, durch die Errichtung von Mehrzweckhallen, neuen 
Schulen, Schwimmbädern, Bibliotheken Jugendzentren u.ä. für ihre Bürger 
die Lebensqualität zu steigern, was nicht selten dazu geführt hat, daß das 
Loch in der Gemeindekasse immer größer wurde.  
 

  

 
KOMMUNALE DIENSTLEISTUNG   
Die deutschen Kommunalverwaltungen sind in starkem Maße in einem Mo-
dernisierungsprozess begriffen, in Richtung auf einen modernen Dienstlei-
stungsbetrieb, der sich deutlicher an den Wünschen seiner Bürger und Ein-
wohner orientiert, betriebswirtschaftlich denkt und handelt und sich dabei 
dem Wettbewerb stellt. In stärkerem Maße als bisher müssen die 
brachliegenden „Demokratiereserven“ mobilisiert werden, um dem Leitbild 
der Bürgerkommune gerecht zu werden, das die überkommene 
Ordnungskommune und die neue Dienstleistungskommune mit einschließt. 
Dazu sind etliche institutionelle Reformen notwendig. Auch der Staat muss in 
eine neue Rolle finden: mehr Aktivierung des Reformpotentials, weniger 
Gängelung durch schematisierende Detailregelungen, mehr Gestaltungs-
spielraum für die Gemeinden. Schließlich sind die besten Kontrolleure der 
Gemeinden die Bürger selbst. Der weltweit intensive Wettbewerb, die 
Automatisierung, steigende Ansprüche der Bürger und neue soziale 
Probleme - und alles dies bei leeren öffentlichen Kassen - setzen die 
Kommunen und ihre herkömmlichen Strukturen und die Arbeitsroutinen unter 
Wettbewerbsdruck. Konkurrenten sind nicht nur die privaten Unternehmen 
und der gemeinnützige Sektor, sondern auch Teile des öffentlichen und 
halböffentlichen Sektors. Zusätzlichen Veränderungsdruck schafft der 
wachsende Zwang zur Zusammenarbeit mit externen Partnern, vor allem mit 
Privaten (public-private-partnership). Auf diesem bewegten Terrain müssen 
die Kommunen lernen, sich mit ihren selbsterstellten oder auf dem Markt 
eingekauften Leistungen nach Kosten, Qualität und Kundenzufriedenheit zu 
behaupten. 
 

  

 
HEIMAT   
Dieser Begriff schien lange Zeit aus dem öffentlichen Bewußtsein verschwun-
den zu sein. Dadurch wurden einerseits Erinnerungen an eine unbewältigte 
Vergangenheit - die nationalsozialistische völkische „Urheimat“ - verdrängt. 
Andererseits ließ das Streben nach technischem Fortschritt und einer 
Wachstums- und Wohlstandsgesellschaft keinen Raum für die Werte von 
Heimat: überschaubarer Raum, soziale Nähe, Tradition, Einfügung in eine 
kulturelle Ordnung und gefühlsmäßige Bindung an Personen oder Gruppen. 
Die moderne funktionalistische Stadtplanung war Gegenstand heftiger Kritik. 
Heimat ist oft als Gegenbegriff zur Modernisierung der Gesellschaft verwen-
det worden. In ihm bündelt sich das Unbehagen an der Moderne angesichts 
der Auflösung lebensweltlicher Traditionsbestände. Der Blick auf Alltagskul-
tur, auf Teil- und Subkulturen in modernen Gesellschaften macht deutlich, 
dass in einer Gesellschaft viele Heimatwelten existieren. Diese Vielfalt ver-
schiedener Heimatwelten in einer Gesellschaft schärft den Blick auch für 
Fragen kultureller Vielfalt. Heimat in einer offenen Gesellschaft setzt Demo-
kratie in einem umfassenden Sinn voraus. 

  
„Ich weiß, ich weiß: Heimat, das ist der 
Ort, wo sich der Blick von selbst nässt, 
wo das Gemüt zu brüten beginnt, wo 
Sprache durch ungenaues Gefühl 
ersetzt werden darf.“ 
 Siegfried Lenz 
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„Feierabendpolitiker“ GEMEINDERAT 

 
Nach der Gemeindeordnung ist der Gemein-
derat das Hauptorgan der Gemeinde. Er legt 
die Grundsätze für die Verwaltung der Ge-
meinde fest, fasst wichtige Beschlüsse, kon-
trolliert den Haushalt und überwacht die 
Verwaltung. Seine Mitglieder, die Gemeinderäte 
werden vom Volk auf 5 Jahre gewählt. Die 
Anzahl der Gemeinderäte ist von der Ein-
wohnerzahl der Gemeinde abhängig, sie liegt 
zwischen 8 und 60. 
 
In Städten führen die Gemeinderäte die Be-
zeichnung Stadträte. Die gewählten Gemeinde- 
bzw. Stadträte üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
aus, sie erhalten lediglich eine Aufwandsent-
schädigung, die je nach Gemeindegröße unter-
schiedlich ist. 
 
Die Zusammensetzung des Gemeinderates ist 
selbst bei großzügiger Betrachtungsweise kein 
repräsentatives Spiegelbild der Gemeindebe-
völkerung. In den Gemeinderäten von Baden-
Württemberg finden sich vor allem 4 Typen von 
Mitgliedern: 

1.  Die Selbstständigen mit vorwiegend lokaler 
Kundschaft wie Einzelhändler, Handwerker, 
Bauunternehmer usw. 

2.  Lehrer an Schulen und Hochschulen. 

3.  Politiker. Für sie ist die Mitgliedschaft im Ge-
meinderat notwendiger lokaler Rückhalt und 
eine unverzichtbare Karrierestufe in der Lan-
des- oder gar Bundespolitik. 

4.  Soziale Berufe wie Ärzte, Krankenschwestern 
oder Sozialarbeiter werden gern in Wahl-

vorschlagslisten aufgenommen, da sie bei 
der Bevölkerung hohes Ansehen genießen. 

 
Von erheblicher, in kleineren Gemeinden sogar 
von entscheidender Bedeutung sind für die 
Kommunalpolitik die Vereine, vor allem die des 
Freizeitbereichs. Das betrifft sowohl die Arti-
kulation von Bürgerwünschen und -interessen 
als auch die Rekrutierung von kommunalpoli-
tischem Personal. Der Einfluss der Vereine auf 
die Kommunalpolitik läuft zunächst einmal über 
eine organisierte Mitgliedschaft. 
Verstärkend hinzu kommt, dass die Vereine bei 
der Auslese politischen Personals eine wichtige 
Rolle spielen. In den Vereinen lernt man das, 
was man im Gemeinderat braucht: öffentlich re-
den, andere überzeugen, die Geschäfts-
ordnung handhaben, taktieren, sich durch-
setzen und organisieren. Somit sind die Vereine 
die „Schulen des Gemeinderats“. 
 
Der Einfluss der Vereine auf das kommunal-
politische Geschehen verläuft nicht nur in eine 
Richtung. Die Parteien versuchen ihrerseits, die 
Vereine als ihre Vorfeldorganisationen zu 
instrumentalisieren. Wer es auf eine politische 
Karriere anlegt, tut gut daran, sich vereins-
politisch zu engagieren, angesehene Ämter in 
einflussreichen Vereinen zu übernehmen. Das 
geht umso leichter, je mehr einem Verein noch 
die alte Milieueigenschaft anhaften. 
 
Von Feierabendpolitik kann aber immer weniger 
gesprochen werden, da z. B. in den Städten der 
Zeitaufwand für einen Gemeinderat sehr be-
achtlich ist, wenn er sein Mandat ernst nimmt. 
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GEMEINDEPOLITIK   
Der Gemeindepolitik haftet nichts Spektakuläres an. Ereignisse und Entschei-
dungen im kommunalen Bereich sind, gemessen an der internationalen Poli-
tik, banal und alltäglich. Jedoch entscheidet sich gerade in diesem Bereich, 
ob unsere Grundrechte wie Recht auf Beteiligung, auf Bildung, auf 
menschenwürdige Lebensbedingungen in die Tat umgesetzt werden. 
Gemeindepolitik hat vieles gemeinsam mit der „großen Politik“, so die 
Alltäglichkeit und Routine, zu der die Verabschiedung von Bebauungsplänen, 
die Festsetzung von Gebühren oder die Aufstellung von Parkbänken ebenso 
gehören, wie das Aufeinanderprallen von Interessen beim Bau einer Straße 
oder der Gestaltung einer Wohnanlage. Es gibt Koalitionen zwischen 
Parteien und Vereinen, Bürgermeister und Gemeinderat; es wird taktiert, 
gestritten, beraten und vor allem entschieden. Hin und wieder gibt es Protest 
von Bürgerinitiativen. In der Gemeindepolitik fallen wichtige Entscheidungen, 
oft für lange Jahre, z.B. beim Flächennutzungsplan, beim Sozialplan. Akteure 
dieser Politik sind vordergründig die ehrenamtlichen Gemeinderäte und 
engagierte Bürger. Politische Initiativen gehen jedoch im wesentlichen von 
der Verwaltung aus, d.h. die meisten Vorlagen, die in den Gemeinde-
ratssitzungen behandelt werden, werden von der Verwaltung eingebracht. 
Nur ein kleinerer Teil sind Anträge von Fraktionen oder einzelnen Gemeinde-
räten. Besonders in großen Gemeinden ist der Vorsprung der Verwaltung vor 
der Vertretungskörperschaft groß. 

  

 
BÜRGERMEISTER   
Der Bürgermeister nimmt nach § 42 der Gemeindeordnung von Baden-Würt-
temberg die stärkste Position in der Gemeinde ein. In seinem Amt sind drei 
wichtige Funktionen vereinigt: Der Bürgermeister ist stimmberechtigter 
Vorsitzender des Gemeinderates nebst aller seiner Ausschüsse, er ist Leiter 
der Gemeindeverwaltung, und er vertritt die Gemeinde nach außen, d. h. er 
führt Verhandlungen mit anderen Gemeinden, Wirtschaftsunternehmen usw. 
Der Bürgermeister wird direkt vom Volk, d. h. von den Bürgern der 
Gemeinde, für eine Amtszeit von 8 Jahren gewählt. Die Bewerber müssen 
nicht aus der Gemeinde stammen. Die direkte Volkswahl bedingt seine starke 
Stellung gegenüber Bürgerschaft, Gemeinderat und Gemeindeverwaltung. 
Auch wenn der Gemeinderat mit seiner Mehrheit gegen ihn eingestellt ist, 
kann seine Wiederwahl bei populärer Amtsführung gesichert sein. Die starke 
Stellung des Bürgermeisters im Gemeinderat ist unbestritten. Als 
Vorsitzender bereitet er die Sitzungen des Gemeinderates und der 
Ausschüsse vor und leitet sie. Es besteht sogar die Möglichkeit, dass er in 
dringenden Angelegenheiten anstelle des Gemeinderates entscheiden kann, 
d.h. er kann Eilentscheidungen treffen, über deren Gründe und Art der 
Erledigung er jedoch die Gemeinderäte unverzüglich zu informieren hat. In 
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern können als Stellvertreter des 
Bürgermeisters ein oder mehrere hauptamtliche Beigeordnete bestellt 
werden. 

  

 
VERWALTUNG   
Werden mit der Person des Bürgermeisters meistens positive Gedanken 
verbunden, so sind Äußerungen über Verwaltung und Behörden vielfach mit 
dem Vorwurf verbunden, sie seien nicht bürgernah, sie würden Probleme und 
Wünsche nicht aufnehmen und deshalb Entscheidungen treffen, die an den 
Bedürfnissen der Bürger vorbeigehen. Sicher ist das Verhältnis des Bürgers 
zur Verwaltung auch abhängig von der Größe der Gemeinde, denn die Orga-
nisation der Verwaltung ist je nach Größe der Gemeinde/ Stadt verschieden. 
Die Gemeindeverwaltung soll gewährleisten, dass die Aufgaben, die die Ge-
meinde zu erfüllen hat, ausgeführt werden. Sie ist für die Umsetzung der vom 
Gemeinderat gefällten Beschlüsse verantwortlich. Für die meisten Burger 
werden die Entscheidungen des Gemeinderates erst sichtbar, wenn sie durch 
die Verwaltung verwirklicht wurden. Dies liegt an der geringen Teilnahme der 
Bürger an den Gemeinderatssitzungen, die bis auf einen nichtöffentlichen Teil 
für jedermann zugänglich sind. Auch wenn man miteinbezieht, dass wichtige 
Entscheidungen meistens schon vor der Gemeinderatssitzung bzw. in ihrem 
nichtöffentlichen Teil gefällt werden, so wäre doch eine regere Teilnahme der 
Bürger an diesen Sitzungen zu begrüßen und als ein Schritt dahin zu verste-
hen, der geforderten Bürgernähe der Verwaltung einen Schritt entgegenzu-
kommen. Auf allen Ebenen der Verwaltung sind Bestrebungen zu erkennen, 
Verwaltungsabläufe und Entscheidungsprozesse einfacher und transparenter 
zu machen. Neben der Aufklärung über „Bürgerrechte“" in der örtlichen 
Presse und in den Gemeindeblättern haben einige Verwaltungen Bürgerrefe-
renten eingesetzt, die in ihren Sprechstunden, aber auch durch telefonische 
Beratung die Scheu und Distanz zur Verwaltung abbauen sollen. 
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Die starken Bürger MITWIRKUNG

Die Bürger in den Gemeinden Baden-Würt-
tembergs haben eine Fülle von Mitwirkungs-
möglichkeiten; mehr als vielen von ihnen
bekannt ist. Leider ist vielerorts festzustel-
len, dass die Bereitschaft zu dauerhaftem
Engagement nicht zunimmt.

Das Wahlrecht gestattet jedem Bürger,
durch Stimmabgabe mitzuentscheiden, wer
„vor seiner Haustür“ die offizielle Politik ma-
chen soll. Außerdem kann er sich durch sei-
ne eigene Kandidatur bemühen, die Ge-
meindepolitik mitzugestalten. Weiterhin darf
jeder im Rahmen der Gesetze für seine Vor-
stellungen werben, z.B. durch Flugblatt, Un-
terschriftensammlung, Leserbrief oder De-
monstration.

Durch regelmäßige Mitarbeit in Vereinen
oder Parteien können die Bürger das Leben
in „ihrer“ Gemeinde mitgestalten. Der - lei-
der geringe - Besuch öffentlicher Gemein-

deratssitzungen, die Offenlegung wichtiger
Gemeindevorhaben (z.B. Bebauungspläne)
oder die Auskunftspflicht der Verwaltung bei
Anfragen der Bürger gewährt umfassende
Informationsmöglichkeiten: wenn sie wahr-
genommen werden.

Weiterhin hat jeder Bürger bei vermeint-
lichem oder tatsächlich erlittenem Unrecht
die Möglichkeit, sich bei den zuständigen
Stellen der Verwaltung oder bei Gemeinde-

räten zu beschweren und in letzter Konse-
quenz den Prozessweg zu beschreiten.
Darüber hinaus sieht die Gemeindeordnung
von Baden-Württemberg eine Reihe von
Mitwirkungsmöglichkeiten vor, die zum Teil
in einmaliger Weise eine direkte Einfluss-
möglichkeit der Bürger auf den kommunalen
Entscheidungsprozess zulassen.

Einmal im Jahr, im übrigen nach Bedarf
oder auf schriftlichen und begründeten An-
trag der Bürgerschaft hat der Gemeinderat
eine Bürgerversammlung anzuberaumen.
Für den Antrag der Bürgerschaft ist ein Un-
terschriftenquorum erforderlich, d.h. der An-
trag muss beispielsweise in einer Gemeinde
mit nicht mehr als 50 000 Einwohnern von
mindestens 1500 Bürgern unterzeichnet
sein (§ 20a GemO). Durch einen Bürger-
antrag kann die Bürgerschaft beantragen,
dass der Gemeinderat eine Angelegenheit
des Wirkungskreises der Gemeinde behan-
delt.

Der Gemeinderat kann mit 2/3-Mehrheit be-
schließen, dass eine wichtige Angelegenheit
der Gemeinde der Entscheidung der Bürger
unterstellt wird (Bürgerentscheid). Durch ein
Bürgerbegehren kann auch die Bürgerschaft
einen Bürgerentscheid herbeiführen.



KOMMUNALWAHL   
Das Kommunalwahlrecht in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz ver-
sucht, innerhalb des Systems der Verhältniswahl Elemente der Persönlich-
keitswahl zu verwirklichen. Passives Wahlrecht ist das Recht jedes Gemein-
debürgers, sich in den Gemeinderat wählen zu lassen (Einschränkungen be-
stimmt § 28 GO BaWü). Bevor sich ein Bewerber den Bürgern zur Wahl 
stellen kann, muss er in der Regel von einer Partei oder Wählervereinigung 
nominiert werden, d.h. er wird in ihren Wahlvorschlag aufgenommen. Der 
Wahlvorschlag besteht aus einer Liste, auf der die Kandidaten verzeichnet 
sind. Alle Parteien und Vereinigungen, die sich zur Wahl stellen, fertigen 
derartige Listen an, die der Wähler als Stimmzettel vor der Wahl erhält. Der 
Wahlvorschlag darf nur so viele Kandidaten enthalten, wie Gemeinderäte zu 
bestellen sind. Unter diesen kann der Wähler in verschiedener Weise aus-
wählen. Er besitzt so viele Stimmen, wie Gemeinderäte zu wählen sind, so 
dass die Zahl der Stimmen eines Wahlberechtigten je nach Größe der Ge-
meinde unterschiedlich ist. Der Wähler kann im Rahmen der in der 
Gemeinde zulässigen Stimmenzahl einem Bewerber bis zu drei Stimmen 
geben (kumulieren), er kann darüber hinaus Bewerber von einem anderen 
Stimmzettel unter Angabe des Namens, Vornamens und der Bewerber-
nummer übernehmen (panaschieren). 

  

 
 
BÜRGERBEGEHREN   
Die Gemeindeordnung sieht verschiedene Möglichkeiten der Mitwirkung der 
Bürgerschaft an Entscheidungen in wichtigen Gemeindeangelegenheiten vor. 
Neben den gesetzlich geregelten Möglichkeiten der Anhörung von Bürgern in 
verschiedenen Formen findet echte Mitwirkung in Form eines Bürgerantrags, 
eines Bürgerentscheides oder eines Bürgerbegehrens statt. Von zunehmen-
der Bedeutung sind auch die gesetzlich nicht geregelten Formen der Bürger-
beteiligung wie Bürgerinitiativen, Bürgerausschüsse, Bürgerreferenten usw. 
Die stärkste Form der Beteiligung ist das Bürgerbegehren nach § 21 Abs. 3 
GemO. Danach kann ein bestimmtes Quorum der Bürger einer Gemeinde 
selbst initiativ werden, um eine Entscheidung über eine wichtige Gemeinde-
angelegenheit durch einen Bürgerentscheid herbeizuführen. Zur Entschei-
dung gestellt werden darf dabei nur eine wichtige Gemeindeangelegenheit 
wie Errichtung oder Aufhebung einer öffentlichen Einrichtung, Änderung von 
Gemeindegrenzen, u.ä. Dieselbe Angelegenheit darf nicht schon einmal in 
den letzten 3 Jahren Gegenstand eines Bürgerentscheids aufgrund eines 
Bürgerbegehrens gewesen sein. Außerdem muss ein Bürgerbegehren schrift-
lich bei der Gemeinde eingereicht werden; falls es sich gegen einen Gemein-
deratsbeschluss richtet, muss dies innerhalb von 4 Wochen nach Bekannt-
gabe dieses Beschlusses erfolgen. Ob ein solches Bürgerbegehren zulässig 
ist, entscheidet der Gemeinderat. 

  

 
 
BÜRGERINITIATIVEN   
In einer sich ständig verändernden Welt entstehen viele neue Probleme, die 
von Verwaltungen und Parlamenten nicht immer rechtzeitig erfasst und 
gelöst werden. In solchen Fällen treten vorwiegend auf kommunaler Ebene 
spontan gegründete und nicht verbandsmäßig organisierte Bürgerinitiativen 
in Aktion. Bürgerinitiativen sind Gruppen von Bürgern, die sich freiwillig 
zusammengeschlossen haben und politisch aktiv werden, um sich gegen 
etwas zu wehren oder sich gemeinsam für etwas einzusetzen. Zu den 
Mitgliedern der Bürgeriniitiativen gehören vorwiegend die unmittelbar 
Betroffenen, von denen sich aber vor allem Angehörige des Mittelstandes, 
Akademiker, Geschäftsleute und Studenten in Bürgerinitiativen engagieren. 
Die Tätigkeitsfelder von Bürgerinitiativen reichen vom Erziehungs- und 
Bildungswesen (Kindergarten, kleine Klasse) über den Verkehrs- und 
Städtebaubereich (Straßenbau) bis hin zur Umwelt- und Energiepolitik 
(Atomkraft - Nein danke). Probleme der Öffentlichkeit zu signalisieren, ist 
eine legitime Aufgabe der Bürgerinitiativen. Nachdem unsere Verfassung 
ausschließlich den gewählten Parlamenten und Regierungen das politische 
Entscheidungsrecht zubilligt, haben Bürgerinitiativen zwar einen wichtigen 
Platz in unserer Demokratie, aber keine Entscheidungskompetenzen. Ihnen 
verbleibt der Weg der Öffentlichkeitsarbeit, indem sie über Info-Stände, 
Handzettel und ggf. Demonstrationen auf Missstände und Probleme 
aufmerksam machen. In der Regel sind die Bürgerinitiativen nicht nur örtlich 
auf eine Gemeinde oder einen Stadtteil begrenzt, sondern auch zeitlich. Die 
meisten lösen sich nach Erreichung des Ziels oder beim gänzlichen Scheitern 
ihrer Forderungen auf. 

  
Man kann ein Problem nicht mit 
den gleichen Denkstrukturen lösen, 
die zu seiner Entstehung Anlass 
gegeben haben! 
 Albert Einstein 
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„35 + 9“ KREIS

Ein Landkreis ist ein Zusammenschluss von
mehreren Gemeinden, ein Gemeinde-
verband, dem wie den Gemeinden das
Recht auf Selbstverwaltung zusteht,
allerdings mit der Einschränkung, dass der
Gesetzgeber den Aufgabenbereich näher
beschreiben kann. Dem Landkreis wird
vielfach eine Hilfs- bzw. Ergänzungsfunktion
zugeschrieben, d.h. dass er in eigener
Verantwortung die öffentlichen Aufgaben
verwaltet, die die Leistungsfähigkeit der
Gemeinden übersteigen.
Gemäß der Landkreisordnung von Baden-
Württemberg übernimmt der Landkreis
freiwillige Aufgaben (Betrieb eines Kranken-
hauses), Pflichtaufgaben (Bau und Unterhalt
von Kreisstraßen, Abfallbeseitigung) und
Pflichtaufgaben nach Weisung, z.B. die
Durchführung des Bundessozialhilfegeset-
zes und des Wohngeldes; in diesem Fall ist
der Landkreis eine „nachgeordnete Behör-
de“ von Bund oder Land.

Die politische Gewalt in den Landkreisen
liegt beim Kreistag, dessen Mitglieder, die
Kreisräte, nach demokratischen Grundsät-
zen von den Bürgern des Landkreises auf 5
Jahre gewählt werden. Vorsitzender des
Kreistages und Leiter der Kreisverwaltung
ist der Landrat. Er wird vom Kreistag auf 8
Jahre gewählt und ist Beamter.
Die Kreisverwaltung (Landratsamt) über-
nimmt Aufgaben der gemeindlichen Selbst-
verwaltung, zugleich ist sie untere Verwal-
tungsbehörde und damit Staatsbehörde. Als
solche übt sie die Kommunal- und

Rechtsaufsicht über die Verwaltung der zum
Kreis gehörenden Gemeinden aus.

Die 9 Stadtkreise (Baden-Baden, Freiburg,
Heidelberg, Heilbronn, Karlsruhe, Mann-
heim, Pforzheim, Stuttgart und Ulm) unter-
liegen der Rechts- und Kommunalaufsicht
des Regierungspräsidiums. Sie erfüllen die
staatlichen Aufgaben, die sonst dem Land-
kreis übertragen sind, selbst.

Die heutige Gemeindestruktur ist das Er-
gebnis einer Verwaltungsreform, die zu Be-
ginn der siebziger Jahre durchgeführt
wurde. Ziel der Kreisreform war es, die Glie-
derung des Landes an die gestiegenen wirt-
schaftlichen und sozialen Anforderungen
anzupassen. Indem man versuchte, mög-
lichst gleichartige Landkreise zu schaffen,
z.B. was die Finanzkraft betrifft, sollte die
Chancengleichheit für die Bürger vergrößert
werden. Die Verringerung der bis dahin 63
Landkreise auf 35 und die damit verbunde-
ne Auflösung von Landkreisen und Verlage-
rung der Verwaltung lösten in den betroffe-
nen Gemeinden heftige Kritik aus.

Heute ist sichtbar, dass die Leistungs- und
Verwaltungskraft der Kreise zwar gestärkt
wurde, die unterschiedliche Finanzkraft aber
weiter ein Problem bleibt.
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KREISTAG
Das „Parlament“ des Landkreises ist der Kreistag. Der Kreistag ist das wich-
tigste Organ des Kreises. Er entscheidet über alle bedeutenden Angelegen-
heiten und grundsätzlichen Fragen des Landkreises, soweit nicht der Landrat
dafür zuständig ist.
Der Kreistag wird alle 5 Jahre von den Wahlberechtigten des Kreises gewählt.
Wahlberechtigt sind diejenigen Einwohner des Landkreises, die Deutsche
sind und das 18. Lebensjahr vollendet haben. Außerdem müssen sie min-
destens 6 Monate im Gebiet des Landkreises ansässig sein. Betrachtet man
die Sozialstruktur der Kreistage, so wird deutlich, dass sehr viele Mitglieder
der Kreistage im öffentlichen Dienst tätig sind. Besonders stark sind
Bürgermeister und Lehrer sowie andere Beamte vertreten. Auch
Gewerbetreibende und Freiberufler sind stark vertreten. In diesem Zusam-
menhang wird von manchen eine Änderung des Kreiswahlrechts gefordert
und wiederholt die Frage der Unvereinbarkeit (Inkompatibilität) von
Bürgermeister- und Kreistagsamt diskutiert.

LANDRAT
Der Landrat ist in den Bundesländern Baden-Württemberg und Bayern
Kommunalbeamter. Neben dem Kreistag ist er das zweite Organ des
Landkreises. Er wird in Baden-Württemberg vom Kreistag und in Bayern
unmittelbar von der Kreisbevölkerung gewählt.
Der Landrat ist Vorsitzender des Kreistages und seiner Ausschüsse. Außer-
dem leitet er das Landratsamt und ist Vorgesetzter der Bediensteten. Er erle-
digt mit ihnen die laufenden Geschäfte und vertritt den Landkreis nach außen.
Daneben ist er auch Leiter des Landratsamtes als unterer Ver-
waltungsbehörde.
Eine wesentliche Aufgabe ist die Rechtsaufsicht über die Gemeinden. In
dieser Eigenschaft genehmigt das Landratsamt beispielsweise auch die von
den Gemeinden beschlossenen Haushaltspläne. Zudem hat das Landratsamt
dafür zu sorgen, dass die im Kreistag gefaßten Beschlüsse ausgeführt
werden. In der Funktion als untere staatliche Verwaltungsbehörde erfüllt er
Aufgaben, die dem Landkreis vom Bund oder Land übertragen werden.
Aufgrund dieser Doppelstellung ist immer genau darauf zu achten, ob der
Landrat die Selbstverwaltungskörperschaft Kreistag oder die untere
Verwaltungsbehörde vertritt.
Wer sich um das Amt des Landrats bewerben will, muß Deutscher und min-
destens 30 Jahre alt sein. Zudem muß er die Gewähr dafür bieten, dass er für
die freiheitlich-demokratische Grundordnung eintritt. Aus den eingegangenen
Bewerbungen wird vom Kreistagsausschuß zusammen mit dem
Innenministerium eine Vorauswahl getroffen. Danach werden dem Kreistag
geeignete Bewerber zur Wahl vorgeschlagen. Dieser wählt dann den Landrat
für eine Amtszeit von 8 Jahren. Wiederwahl ist unbegrenzt zulässig, so lange
die Höchstaltersgrenze nicht erreicht ist.

STÄDTETAG
Dem Deutschen Städtetag gehören die Stadtstaaten Berlin, Bremen und
Hamburg, alle kreisfreien Städte und nahezu 6.000 kreisangehörige Städte
an. Sie sind teils unmittelbare, teils – über die Städteverbände in den
Bundesländern – mittelbare Mitglieder dieses kommunalen Spitzenverbandes.
Wesentliche Aufgaben des Städtetages Baden-Württemberg sind die
Vertretung der Interessen der Mitglieder gegenüber dem Land Baden-Würt-
temberg, die Unterrichtung der Mitglieder, insbesondere über das für sie
wichtige politische Geschehen und aktuelle Entwicklungen im Verwaltungs-
bereich, die Beratung der Mitglieder, die Organisation und Durchführung des
Erfahrungsaustauschs unter den Mitgliedern sowie die Erarbeitung allge-
meiner Empfehlungen oder Hinweise für die Verwaltung auf Grundlage
entsprechender Untersuchungen, Erhebungen oder Projekte.
Durch die erstgenannte Funktion nimmt der Städtetag Baden-Württemberg
auch seinen Verfassungsauftrag nach Artikel 71 Abs. 4 der Verfassung des
Landes Baden-Württemberg wahr („Bevor durch Gesetz oder Verordnung
allgemeine Fragen geregelt werden, welche die Gemeinden und Gemeinde-
verbände berühren, sind diese oder ihre Zusammenschlüsse zu hören“).



III. Memory 

 
 Gemeinde 
 
 
 
 

 1 

  
 Selbstver-
 waltung 

 2 

  
 Gemeinde- 
 ordnung 

 3 

  
 Pflichtaufgaben 

 4 

           
 
 Finanzierung 
 
 
 
 

 5 

  
 Stadt und Land 

 6 

  
 Grund-
 funktionen 
  7 

  
 Lebensqualität 

 8 

           
 
 Infrastruktur 
 
 
 

 

 9 

  
 Heimat  

10 

  
 Sozialhilfe 
  11 

  
 Gemeinderat 
  12 

           
 
 Aufwands-
 entschädigung 
 
 

 

13 

  
 

      
 Gemeinde-
 politik 14 

           
 
 Bürgermeister 
 
 
 

 

15 

  
 

   
 

   
 Beigeordnete 

16 

           
 
 Verwaltung 
 
 
 

 

17 

  
 

   
 

   
 Mitwirkung  

18 

           
 
 Kommunalwahl 
 
 
 

 

19 

  
 

   
 

   
 kumulieren 
  20 

           
 
 panaschieren 
 
 
 

 

21 

  
 Wähler-
 vereinigung 22 

  
 Bürger- 
 versammlung 23 

  
 Bürger-
 begehren 24 

           
 
 Bürger-
 entscheid 
 
 

 

25 

  
 Bürger-
 beauftragter 26 

  
 Bürger-
 initiative 27 

  
 Kreis 

28 

           
 
 Gebietsreform 
 
 
 
 

29 

  
 Kreistag 

30 

  
 Landrat 
  31 

  
 Agenda 21 
 
 
 

32 

 
12



A 

Bürger, die sich vor einer Wahl zusammen-
schließen, um Kandidaten aufzustellen und 
zu unterstützen. 

 
 
 
 

Q 

Von den Bürgern wird ein Bürgerentscheid 
über eine wichtige Gemeindeangelegenheit 
beantragt. 

 
 
 
 

B 

Sie bilden das unterste politische Gemein-
wesen eines Staates. In Baden-Württemberg 
gibt es 1111. 

 
 
 
 

R 

Er ist vom Parlament beauftragt, die Rechte 
und Interessen der Bürger gegenüber der 
Verwaltung zu vertreten. 

 
 
 
 

C 

Sie soll für Auslagen und Verdienstausfall 
entschädigen. Gemeinderäte erhalten sie 
häufig als Sitzungsgeld. 

 
 
 
 

S 

Er ist die Vertretung der Bürger und das 
Hauptorgan der Gemeinde; seine Mitglieder 
sind ehrenamtlich tätig. 

 
 
 
 

D 
Er ist Verwaltungsleiter des Kreises sowie 
Vorsitzender des Kreistages und wird von 
diesem für 8 Jahre gewählt. 

 
 
 
 

T 

Sie geht zurück auf die Städteordnung des 
Freiherrn vom Stein und umfasst heute u.a. 
Planungs- und Finanzhoheit. 

 
 
 
 

E 
Neben Wahl, Beschwerde und Klage gibt es 
weitere direkte Einflussmöglichkeiten der 
Bürger einer Gemeinde. 

 
 
 
 

U 

Wird von den Bürgern direkt für eine Amts-
zeit von 8 Jahren gewählt; eine Wiederwahl 
ist möglich. 

 
 
 
 

F 
Wohnung, Versorgung, Arbeit, Bildung, 
Erholung, Verkehr, Kommunikation. 

 
 
 
 

V 

Stärkt zwar die Leistungskraft der Verwal-
tung, geht aber oft zu Lasten der Bürger (z.B. 
weite Wege). 

 
 
 
 

G 
Jeder Wähler hat so viele Stimmen, wie 
Gemeinderäte zu wählen sind. 

 
 
 
 

W 

Der Wähler kann einen Bewerber von einem 
anderen Stimmzettel übernehmen. 

 
 
 
 

H 
Die stimmberechtigten Bürger können direkt 
über eine bestimmte wichtige Angelegenheit 
beschließen. 

 
 
 
 

X 

Neben Steuern spielen der Finanzausgleich 
und die Schlüsselzuweisungen eine größer 
werdende Rolle. 

 
 
 
 

I 
Da immer mehr Bürger einen Anspruch 
darauf haben, wird sie für Städte und Kreise 
zunehmen zu einer Belastung. 

 
 
 
 

Y 

Z. B. Verkehrsnetz, Versorgungsbetriebe, 
Kulturzentren, Betriebe und Behörden. 

 
 
 
 

J 
Sie regelt Stellung, Aufgaben und Rechte der 
Gemeinde und ihrer Organe. 

 
 
 
 

Z 

Wird häufig als Politik vor der Haustür oder 
als Kirchturmpolitik bezeichnet. 

 
 
 
 

K 
In Baden-Württemberg: 35 Gemeindever-
bände und 9 Städte sollen eine leistungsfä-
hige Daseinsvorsorge gewährleisten. 

 
 
 
 

a 

Neben Bürgermeistern und Beamten sind 
Gewerbetreibende und Freiberufler stark 
vertreten. 

 
 
 
 

L 
Der Wähler kann einem Bewerber bis zu 3 
Stimmen geben. 

 
 
 
 

b 

Soll einmal im Jahr, im übrigen nach Bedarf 
stattfinden und kann auch von den Bürgern 
beantragt werden. 

 
 
 
 

M 
Unter dem Eindruck von Umwelt- und 
Landschaftszerstörung wird der Begriff neu 
diskutiert. 

 
 
 
 

c 

Geborgenheit, Natur und Sozialkontrolle 
gegen Aufgeschlossenheit, Fortschritt und 
Vereinsamung. 

 
 
 
 

N 
Sie müssen von der Gemeinde erfüllt wer-
den, es zählen u.a. Schulen, Bauplanung und 
Ortsstraßen dazu. 

 
 
 
 

d 

Sie ist für die Ausführung der vom Gemein-
derat gefällten Entscheidungen verantwort-
lich. 

 
 
 
 

O 
Globaler Aktionsplan - auch für die Kom-
munen. 

 
 
 
 

e 

Nicht allein Wirtschaftswachstum, sondern 
eine menschlich gestaltete Umwelt und 
Gesellschaft sollen das Ziel sein. 

 
 
 
 

P 

In Gemeinden mit über 10.000 Einwohnern 
können sie als Stellvertreter des Bürger-
meisters bestellt werden. 

 
 
 
 

f 

Sie sind meist „Ein-Punkt-Bewegungen“, die 
sich ausschließlich auf ein Problem, oft im 
Nahbereich, konzentrieren. 

 
 
 
 

 
13



14

IV. Arbeitsprogramm
A.  KOMPETENZEN
Wer ist wo zuständig? Kreuzen Sie bitte die richtige Spalte an (auch mehrere können gleichzeitig zuständig

sind).

freie
Grup-
pen

Ge-
mein-
de

Kreis Land Bund freie
Grup-
pen

Ge-
mein-
de

Kreis Land Bund

Anliegen a. b. c. d. e. Anliegen a. b. c. d. e.

1. Schulräume 12. Ausbildungsbeihilfe

2. Baugenehmigung 13. Sprachkurse

3. Studienplatz 14. Strafanzeige

4. Arbeitsvermittlung 15. Telefonstörung
5. Wehrdienst-

verweigerung 16. Altenheimplatz

6. Buchausleihe 17. Kfz-Zulassung

7. Verkehrsunfall 18. Wohngeld
8. Wohnungs-

beschaffung 19. Erziehungsberatung

9. Paßantrag 20. Führungszeugnis

10. Krankengymnastik 21. Anliegergebühren

11. Lehrerzuweisung 22. Kernkraftwerke

B. LEBENSQUALITÄT bedeutet in den Gemeinden vor allem Sicherung der 7 Grundfunktionen.
Ergänzen Sie die fehlenden Buchstaben.

1. W _ _  n_ _ _
2. A _  _ e  _  _
3. V  _  _ s  _  r _  _  _  g
4. E  _ h  _  _  _  _ g
5. B  _  _ d  _  _  _
6. V  _    _ k  _  _  _
7. K  _    _    _ u  _    _ k  _    _    _    _ n

C. Nach der Gemeindeordnung ist er das Hauptorgan der Gemeinde, obwohl er seine Macht mit
einem anderen direkt gewählten Vertreter teilen muss. Er legt die Grundsätze der Verwaltung
der Gemeinde fest, trifft die wichtigen Entscheidungen, beschließt den Haushalt und überwacht
die Verwaltung. Er wird von den Bürgern auf 5 Jahre gewählt und hat in Baden-Württemberg
zwischen 8 und 60 Mitgliedern, die ehrenamtlich tätig sind.
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D. POLITISCHE BETEILIGUNG

Nach der Gemeindeordnung und der politischen Alltagspraxis stehen dem Bürger mehr Einflussmöglich-
keiten zur Verfügung, als allgemein angenommen wird.

Setzen Sie bitte in die linke Spalte die entsprechende Form politischer Beteiligung, die in der Definition rechts
beschrieben wird.

FORMEN METHODEN UND ANWENDUNGSBEREICHE

1. Über eine wichtige Gemeindeangelegenheit können die Bürger einen Bürgerent-
scheid beantragen.

2.
Durch Beschluss des Gemeinderates können wichtige Gemeindeangelegenheiten
den Bürgern direkt zur Entscheidung überlassen werden, allerdings unter schwie-
rigen Voraussetzungen.

3. Der Gemeinderat soll nach Bedarf, mindestens aber einmal jährlich den Bürgern
öffentlich Rede und Antwort stehen, insbesondere bei wichtigen Angelegenheiten

4. Durch einen genau bestimmten Akt übertragen die Bürger gewisse Rechte der
Mitwirkung in der Gemeinde auf Mitbürger als ihre Stellvertreter.

5.
Vor endgültigen Entscheidungen, vor allem bei Bebauungsplänen, müssen be-
troffene Bürger informiert werden und das Recht erhalten, ihren Standpunkt zu
erläutern.

6. Gegen Entscheidungen der Verwaltung und des Gemeinderates kann der Bürger
sich zur Wehr setzen und rechtlich versuchen, eine Änderung herbeizuführen.

7.
Bei großen Planungsfehlern oder Mängeln in der Infrastruktur können sich die
Bürger zusammenschließen, die Öffentlichkeit mobilisieren, Gutachten einholen
usw.

8. Durch dauerhafte regelmäßige Beteiligung in festen Bürgergemeinschaften kön-
nen die Bürger auf Planung und Entscheidung in der Gemeinde Einfluss nehmen.

Die fehlenden Begriffe: Bürgeranhörung - Bürgerbegehren - Bürgerentscheid - Bürgerinitiative - Bürger-
vereine - Bürgerversammlung - Einspruchsrecht - Wahl

E. 1.

2.

3.

4.

5.

6.

F. In nebenstehendes Schaubild zur „Süddeutschen
Ratsverfassung sind 4 Begriffe einzutragen und
zwar so, dass sie dem Sinn der Verfassung gerecht
werden. Diese vier Begriffe gehören auch in fol-
genden Text:
Obwohl nach der Gemeindeordnung von Baden-
Württemberg der ________________________ als
Hauptorgan gilt, nimmt die Schlüsselposition in
Wirklichkeit der ______________________ ein, der
nicht nur die ______________________ leitet, son-
dern auch den Vorsitz hat im Gemeinderat und in
seinen ____________________.

1.  Zusammenschluß von mehreren Gemeinden

2.  Baden-Baden, Freiburg, Heidelberg, Heilbronn,
Karlsruhe, Mannheim, Pforzheim, Stuttgart, Ulm

3.  Er wird alle fünf Jahre von den wahlberechtigten
Bewohnern des Kreises gewählt und oft als
Honoratiorenparlament bezeichnet.

4.  Er muss Deutscher sein und mindestens 30 Jahre
alt sowie Verwaltungserfahrung besitzen.

5.  Stuttgart, Freiburg, Karlsruhe, Tübingen

6.  Durch sie verringerte sich die Zahl der Landkreise
von 63 auf 35.

1.

2.
leitet

kontrolliert

3.
besetzt

Bürger

wählen

wählen

leitet

4.
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G. WAHLÜBUNG

1. Hier ist ein Wahlvorschlag zur Kommunalwahl mit mehreren Listen auf 4 verschiedene Weisen von
unbekannten Wählern ausgefüllt. Welche Stimmzettel sind gültig?

In der Gemeinde A (8.000 Einwohner) sind 18 Gemeinderäte zu wählen

Liste 1 CDU Liste 2 SPD Liste 3 FWG/FWV Liste 4DIE GRÜNEN Liste 5

1 Dr. Werner, Hans
Studiendirektor

3 1 Kroll, Herbert

Richter

1 Zuber, Karl
Unternehmer

2 1 Dr. Winzer, Heidi
Assistentin

3 1

2 Maier, Bernd
Kaufmann

1 Maier, Klemens

Bildungsreferent

2 Dr. Müller, Max
Hochschullehrer

4 2 Groß, Walter
Angestellter

3 2

3 Scholz, Franziska
Hausfrau

2 3 Dr.Schindler,Erna

Ärztin

3 3 Ocker, Stefan
Bankdirektor

3 Dold, Karin
Erzieherin

3

4 Woller, Kurt
Geschäftsführer

4 Walter, Franz
Gewerbelehrer

4 Lang, Hilde
Ärztin

3 4 Gutholz, Willi
Hausmann

4

5 Dr. Beil, Jörg
Architekt

1 5 Stoll, Jutta
Hausfrau

3 5 Baumann, Bert
Metzger

5 Junge, Jürgen
Studienrat

2 5

6 Faller, Elsa
Lehrerin

6 Herzig, Werner
Geschäftsführer

6 Nopper, Franz
Kaufmann

6 Zuber, Theo
Sonderschullehrer

6

7 Berger, Klaus
Bäcker

2 7 Büttner, Bruno
Rentner

7 Wild, Angela
Hausfrau

1 7 Neugarth, Gisela
Kindergärtnerin

3 7

8 Jost, Michael
Student

8 Schäufele, Otto
Mechaniker

8 Pall, Peter
Orthopäde

8 Schuler, Horst
Tierpfleger

8

9 Weiß, Anton
Betriebsleiter

3 9 Schill, Paul
Schulleiter

1 9 Schiller, Hans
Amtsrat

1 9 Kammer, Leo
Dipl.-Pädagoge

9

10 Wolf, Christa
Angestellte

10 Bruder, Rudolf
Lagermeister

10 Enge, Hubert
Malermeister

2 10 Dr. Kaiser, Ingo
Hochschullehrer

1 10

11 Adler, Ingo
Kriminalbeamter

3 11 Fecht, Gregor
Fotograf

11 Trosotzki, Richard
Sportlehrer

11 Reiter, Cristian
Bildungsreferent

11

12 Hauser, Helga
Sozialpädagogin

1 12 Herne, Ulrike
Schneiderin

3 12 Boos, Theo
Kaufmann

3 12 Dr.Egenter, Klaus
Biologe

12

13 Klein, Martin
Schlosser

1 13 Kiefer, Klaus
Angestellter

13 Keller, Kuno
Steuerberater

13 Zolk, Marianne
Angestellte

1 13

14 Färber, Fritz
Forstdirektor

14 Dauber, Gerd
Rechtsanwalt

14 Adler, Monika
Drogistin

14 Velte, Rita
Krankenschw.

1 14

15 Schneider, Ernst
Rechtsanwalt

15 Weber, Udo
Journalist

15 Zeiser, Wolfgang
Hauptmann

15 Zorn, Ralf
Student

15

16 Lang, Peter
Reiseleiter

2 16 Kerber, Inge
Dipl.-Pädagogin

16 Dr. Braun, Heinz
Chemiker

1 16 Jakob, Ekkehard
Schreiner

1 16

17 Dr. Grabner,Heinz
Kinderarzt

17 Weller, Robert
Grafiker

17 Dr. Lukas, Dieter
Betriebswirt

17 Dold, Susanne
Hausfrau

17

18 Moser, Claudia
Referentin

2 18 Jung, Herbert
Pfarrer

3 18 Rosner, Ernst
Ingenieur

1 18 Eifler, Iris
Zahntechnikerin

18

19 Dold, Susanne
(Nr. 17, Liste 4)

2 19 Burger, Heinz
Verleger

3

20 Moser, Claudia
(Nr. 18, Liste 1)

1

21 Wild, Angela
(Nr. 7, Liste 3)

1

2. Füllen Sie selbst den leeren Zettel (Liste 5) aus, indem Sie aus den übrigen 4 Listen panaschieren und

kumulieren; versuchen Sie dabei richtig abzustimmen und auch nach Ihrer politischen Einstellung zu ver-

fahren. Stoppen Sie die Zeit, wie lange Sie zu diesem Wahlvorgang benötigen.
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H.

BÜRGERENTSCHEID                                                                15+15 
Sind Sie informiert?

trifft zu trifft
nicht
zu

1. Die Aufstellung von Raketen kann einem Bürgerentscheid unterstellt werden.

2. Die Einrichtung eines Jugendzentrums kann durch Bürgerentscheid geregelt werden.

3. Gegen einen Beschluss des Gemeinderates kann ein Bürgerentscheid erreicht werden.

4. Der Gemeinderat kann den Bürgermeister abwählen.

5. Der Bürgermeister kann den Gemeinderat auflösen.

6. Nur Deutsche können in den Gemeinderat gewählt werden.

7. Zwei Brüder können gleichzeitig in einer Gemeinde im Gemeinderat sein.

8. Ohne Verwaltungserfahrung kann man nicht Bürgermeister werden.

9. Man kann gleichzeitig im Gemeinderat und im Landtag bzw. Bundestag sein.

10. Bürgerinitiativen haben das Recht auf Anhörung vor dem Gemeinderat.

11. Der Gemeinderat kann die Enteignung eines privaten Grundstückes durchsetzen.

12. Der Bürgermeister wird von den Bürgern auf 8 Jahre gewählt.

13. Bei Kommunalwahlen gibt es keine Fünf-Prozent-Klausel.

14. EU-Ausländer haben nach 6 Monaten Anwesenheit aktives Wahlrecht in der Gemeinde.

15. Der Bürgermeister darf höchstens zweimal wiedergewählt werden.

16. Ein Bürgermeister kann nicht gleichzeitig Landrat sein.

17. Mit 65 Jahren scheidet ein Bürger aus dem Gemeinderat aus.

18. Der Gemeinderat kann über die Höhe des Wohngeldes entscheiden.

19. Die Lehrer in den örtlichen Schulen werden von der Gemeinde angestellt.

20. Jeder Deutsche, der 25 Jahre alt ist, kann zum Bürgermeister gewählt werden.

21. Die Gemeinde wird an der Lohn- bzw. Einkommensteuer ihrer Bürger beteiligt.

22. Der Gemeindevollzugsdienst kann notfalls auch den Führerschein entziehen.

23. Jeder Bürger kann als Wahlhelfer verpflichtet werden.

24. Wer aus seiner Gemeinde wegzieht, verliert seine Bürgerrechte in dieser Gemeinde.

25. Die bürgerlichen Ehrenrechte können bei Verurteilung entzogen werden.

26. Bei Neubauten kann die Gemeinde Ölheizungsanlagen nicht verbieten.

27. Sitzungen des Gemeinderates sind in jedem Fall öffentlich durchzuführen.

28. Auch deutsche Staatsbürger erhalten die Bürgerrechte nur mit Vorbehalt.

29. Jede Gemeinde kann eine besondere Gemeindesteuer einführen.

30. Der Haushaltsplan der Gemeinde unterliegt der Rechtsaufsichtsbehörde.
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V. Lernkontrolle 

Einstiegstest

2. Gemeinderat wird gewählt - Prüfungsordnung vom Kultusministerium des Landes - Das Wort wird nach
Reihenfolge der Meldung erteilt - Kfz-Steuer ist Ländersache - Bürgermeister kann nur kurzfristig die Ta-
gesordnung ändern, wenn er Gründe angibt - Bürgermeister kann dem Gemeinderat nicht das Wort ent-
ziehen, er kann ihn zur Sache verweisen oder zur Ordnung rufen - Gemeinderat kann den Bürgermeister
nicht absetzen.

Memory

A22, B1, C13, D31, E18, F7, G19, H25, I11, J3, K28, L20, M10, N4, O32, P16, Q24, R26, S12, T2, U15, V29,
W21,X5, Y9, Z14, a30, b23, c6, d17, e8, f27

1B, 2T, 3J, 4N, 5X, 6c, 7F, 8e, 9Y, 10M, 11I, 12S, 13C, 14Z, 15U, 16P, 17d, 18E, 19G, 20L, 21W, 22A, 23b,
24Q, 25H, 26R, 27f, 28K, 29V, 30a, 31D, 32O

Arbeitsprogramm

A. 1a, b, c; 2b, c; 3d, e; 4b; 5c, e; 6a, b, c, d, e; 7b, d; 8a, b, c, d, e; 9b, c; 10a; 11d; 12c, e; 13a, b, c; 14b, c;
15a; 16a, b, c; 17c; 18c, e; 19a, b, c; 20e 21b; 22d, e.

B. 1. Wohnung, 2. Arbeit, 3. Versorgung, 4. Erholung, 5. Bildung, 6. Verkehr, 7. Kommunikation

C. Gemeinderat

D. 1. Bürgerbegehren, 2. Bürgerentscheid, 3. Bürgerversammlung, 4. Wahl, 5. Bürgeranhörung, 6. Ein-
spruchsrecht, 7. Bürgerinitiative, 8. Bürgervereine.

E. 1. Landkreis, 2. Stadtkreis, 3. Kreistag, 4. Landrat, 5. Regierungsbezirk, 6. Gebietsreform.

F. Grafik: 1. Gemeinderat, 2. Bürgermeister, 3. Ausschüsse, 4. Verwaltung; Text: Gemeinderat - Bürgermei-
ster - Verwaltung - Ausschüssen.

G.  1. ungültig (zuviel Gesamtstimmen); 2. gültig; 3. ungültig (zu viele Stimmen für Kandidat Nr. 2); 4. gültig.

H. trifft zu: 2, 3, 7, 9, 11, 12, 13, 14, 16, 20, 21, 23, 24, 25, 30; trifft nicht zu: 1, 4, 5, 6, 8, 10, 15, 17, 18, 19,
22, 26, 27, 28, 29.

Abschlusstest

1b, 2c, 3a, 4d, e, 5c

6. Gemeinderat - 5 - kumulieren - panaschieren - Gemeinderäte - 5%-Klausel - Kreistag - Landrat

7. a) Wohnung, b) Arbeit, c) Versorgung, d) Bildung, e) Erholung, f) Verkehr, g) Kommunikation

8. a) Gewerbesteuer, b) Grundsteuer, c) Lohn- und Einkommensteuer, d) Finanzausgleich/Schlüssel-
zuweisungen

9. 1808 - Freiherr vom Stein - Rats - Bürgermeister - Gemeinderat



VI. Grafik 

 
Gemeindeordnung - Beispiel: Baden-Württemberg 
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VII. Text
Reformen statt Kahlschlag:
Berliner Appell der deutschen Städte und Gemeinden

1. Die deutschen Städte und Gemeinden befin-
den sich in der schlimmsten finanziellen Krise
seit der Gründung der Bundesrepublik. Sie
sind empört darüber, wie sie in dieser Situa-
tion von Bund und Ländern hingehalten und
vertröstet werden. Damit muss endlich
Schluss sein!

2. Die Städte und Gemeinden fordern die Ent-
scheidungsträger auf, nach Jahren der Untä-
tigkeit und der Missachtung kommunaler In-
teressen für eine nachhaltige Verbesserung
der kommunalen Finanzlage zu sorgen. Wir
brauchen zum 1. Januar 2004 eine gestärkte
und verstetigte Gewerbesteuer und wirksame
Entlastungen bei den Ausgaben.

3. Deutlicher denn je zeigt sich: Die Städte und
Gemeinden sind recht- und schutzlos gegen-
über der Politik der Länder und des Bundes.
Dies ist mit dem Aufbau unseres demokrati-
schen Staates und dem Recht auf
kommunale Selbstverwaltung nicht vereinbar.
Es wird ignoriert, dass es sich bei der
Gemeindefinanzreform um eine historische
Weichenstellung für die Demokratie von Ort
handelt.

4. Die Städte und Gemeinden beklagen seit lan-
gem, dass sie ihre Aufgaben für die Bevölke-
rung, für Wirtschaft und Gesellschaft nicht
mehr angemessen wahrnehmen können. Sie
sind enttäuscht, ja verbittert, dass der Kanzler
sein Versprechen, dies bis zum Ende des
Jahres zu ändern, nicht erkennbar einhalten
wird. Auch die Länder nehmen ihre Verant-
wortung für die Kommunen nicht wahr. Wenn
es bis zum 1. Januar 2004 keine nachhaltige
Verbesserung der Finanzen der Städte und
Gemeinden geben wird, tragen Bund und
Länder die volle politische Verantwortung

- für massive Einschnitte in die öffentlichen
Dienstleistungen auf örtlicher Ebene,

- für einen Investitionsstopp in immer mehr
Städten und Gemeinden,

- für einen fortschreitenden Verfall der In-
frastruktur,

- für die Schließung von Einrichtungen,

- für die Entlassung von Personal und

- für die Streichung der freiwilligen Leistun-
gen im sozialen, kulturellen und sportli-
chen Bereich.

5. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
schwächt die Gewerbesteuer statt sie zu stär-

ken. Im Verhältnis zum Status quo würde mit
diesem Gesetz eine drastische Verschlechte-
rung für die Kommunen durchgesetzt. Die
großen Kapitalgesellschaften müssen sich
wieder angemessen an der Finanzierung
städtischer Aufgaben beteiligen. Sie dürfen
nicht noch zusätzlich um weitere 3 Mrd. Euro
bei der Gewerbesteuer entlastet werden. Die
Städte lehnen den Vorschlag der Bundesre-
gierung aufs schärfste ab. Er darf nicht Ge-
setz werden.

6. Die städtischen Dienstleistungen dürfen nicht
länger darunter leiden, dass sich Bund und
Länder nicht auf Lösungen zur Verbesserung
der kommunalen Leistungsfähigkeit einigen
können. Halbherzige Übergangslösungen
sind kein Ersatz für die notwendigen
Reformen. Sofort wirksame Finanzhilfen in
Ergänzung der Reformbemühungen dagegen
sind längst überfällig.

7. Die Städte und Gemeinden fordern, von Sozi-
alausgaben in Milliardenhöhe entlastet zu
werden. Das hat die Bundesregierung ver-
sprochen. Die Aufgabenträgerschaft und Fi-
nanzverantwortung des Bundes für die zu-
sammengeführte Arbeitslosen- und Sozialhilfe
ist für eine solche Entlastung unverzichtbar.
Sie darf aber nicht dazu genutzt werden, dass
der Bund ausschließlich sich selbst statt die
Kommunen entlastet. Eine Kommunalisierung
der Langzeitarbeitslosigkeit wäre eine ar-
beitsmarktpolitische Sackgasse zum Schaden
der Arbeitslosen und der Kommunen. Die
Städte und Gemeinden lehnen eine Kommu-
nalisierung der Langzeitarbeitslosigkeit ent-
schieden ab.

8. Die Städte und Gemeinden appellieren an die
Verbände, Organisationen und Initiativen der
Bürgerinnen und Bürger, die vor Ort mit den
Städten zusammenarbeiten und auch auf
kommunale Leistungen und Einrichtungen an-
gewiesen sind, eine wirkungsvolle Reform der
Gemeindefinanzen zu unterstützen und mit-
zuhelfen, gegenüber Bund und Ländern die
Bedeutung sicherer Kommunalfinanzen für
die Bürgerinnen und Bürger zu verdeutlichen.

9. Die Städte und Gemeinden ermutigen die
zahlreichen Politikerinnen und Politiker in
Bund und Ländern, in Regierung und Opposi-
tion, die sich für die notwendige Abwendung
der verheerenden Finanzkrise der Städte ein-
setzen, in ihren Bemühungen nicht nachzu-
lassen.
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VIII. Kursprogramm

Planspiel Gemeinderatssitzung

1.  PROBLEMSTELLUNG

Obwohl Gemeinderatssitzungen öffentlich sind, ist ihr Ablauf weitgehend unbekannt. Der Bürger beteiligt sich
selten an diesen Sitzungen und hat kaum Verständnis für Geschäftsordnungen, Abstimmungsverfahren u.
dgl. So entsteht schnell der Eindruck, Politik sei ein "schmutziges Geschäft", weil Kompromisse mühsames
Aushandeln und Verhandeln notwendig machen. Es geht in der Politik und vor allem in der Kommunalpolitik
selten um gut oder böse; gewöhnlich muss eine Sache vor vielen anderen ebenfalls nützlichen Dingen
bevorzugt werden, weil nur für eines Geld zur Verfügung steht. Dieser Zielkonflikt ist das Schwarzbrot der
Politik. 

2.  SPIELVORBEREITUNG

Es werden mindestens 3 Fraktionen gebildet; jede Fraktion wählt einen Fraktionsvorsitzenden. Zusammen
mit dem „Bürgermeister“, der die Gemeinderatssitzung leitet, wird aus den folgenden Beratungspunkten eine
Tagesordnung für die Sitzung zusammengestellt. 

3.  SPIELVERLAUF

a)  In den 3 Fraktionen wird zunächst die vereinbarte Tagesordnung durchgesprochen und einzeln abge-
stimmt; es wird auch jeweils ein Sprecher für die Plenarsitzung bestimmt. 

b)  Im Plenum wird unter Leitung des Bürgermeisters nach der Geschäftsordnung Punkt für Punkt der Ta-
gesordnung behandelt. Jede Fraktion kann zu jedem Punkt Stellung nehmen. Zum Schluss wird abge-
stimmt.

4.  BERATUNGSPUNKTE

a)  Benennung Realschule
Bisher wurden folgende Namen diskutiert:
− Winnetou-Schule (Indianerclub der Schule)
− Friedensschule (Schülerinitiative)
− Anne-Frank-Schule (Elterngruppe)
− Johann-Peter-Hebel-Schule (Förderkreis alemannische Muttersprache)
− Geschwister-Scholl-Schule (Arbeitskreis demokratischer Lehrer)
− Franz-Beckenbauer-Schule (Sport-AG)
Die Verwaltung schlägt dem Gemeinderat den Namen Anne-Frank-Schule vor. 

b)  Hundesteuer
Die Hundesteuer beträgt in unserer Gemeinde derzeit € 30,-- für den ersten Hund und € 40,-- für jeden
weiteren Hund. Inzwischen ist eine spürbare Zunahme an Hunden in unserem Gemeindegebiet fest-
zustellen. In Anbetracht der höheren Reinigungsgebühren und auch im Interesse einer gewissen Steue-
rung empfiehlt die Verwaltung, die Hundesteuer wie folgt zu erhöhen:
für den ersten Hund € 50,Ð statt bisher € 30,Ð
für jeden weiteren Hund € 60,-- statt bisher € 40,--.

c) Mehrzweckhalle
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 7. Juli vergangenen Jahres den Bau einer Mehrzweckhalle im
Gewann "Oberer Weiher" beschlossen. Die inzwischen erfolgte Ausschreibung hat unter mehreren
Angeboten für die Erstellung des Rohbaues folgende Alternativen ergeben, die heute zur Entscheidung
gestellt werden:
− Der Bieter 1, die Betonwerke X aus L., bieten die Gesamtausführung zum Preis von 2,15 Mio. € an.

Die Firma garantiert solide Ausführung und pünktliche Fertigstellung unter Zubilligung einer Konven-
tionalstrafe.

− Der Bieter 11, die einheimische Arbeitsgemeinschaft der Baustoffindustrie, hat ein Angebot mit
2,25 Mio. € abgegeben. Es werden auch in diesem Falle Qualitätsarbeit und Vertragstreue garantiert.

Die Verwaltung empfiehlt zu überlegen, ob nicht der einheimische Bieter trotz höherer Kosten berück-
sichtigt werden kann, aus konjunkturellen Gründen; allerdings lässt die Vergabeordnung diesen Weg
kaum zu.



d)  Bergbau-Museum 
In unserer Gemeinde wurde viele Jahrhunderte Bergbau betrieben. Viele jetzt noch lebende Bürger 
haben selbst im Bergbau gearbeitet. Es wäre schade, wenn die Erinnerung an die Arbeit unserer Vor-
fahren verloren ginge. Deshalb ist aus Kreisen der Bevölkerung der Gedanke aufgetaucht, ein 
eigenes Bergwerksmuseum einzurichten, um möglichst viel von dieser Bergbautradition festzuhalten. 
Die Verwaltung hat sich nach einem geeigneten Gebäude umgesehen. In Frage käme das Mesner-
haus, das der katholischen Kirchengemeinde gehört. Die Kirchengemeinde ist bereit, das Haus für 
diesen Zweck zu verkaufen. Voraussichtlicher Kaufpreis ca. EUR 100.000,00. Es ist damit zu rechnen, 
dass aus der Bevölkerung sehr wertvolle Gegenstände aus dem Bergbau (Werkzeug, Steinfunde, 
Kleidung usw.) kostenlos zur Verfügung gestellt werden. 

e)  Zuschüsse 
Zur Förderung der örtlichen Jugendarbeit wurden im Haushalt der Gemeinde Sondermittel in Höhe 
von EUR 7.500,00 eingestellt. Über die Verteilung dieser Mittel müsste heute in der Sitzung 
entschieden werden. Im einzelnen wurden folgende Anträge von Jugendgruppen, Vereinen usw. 
gestellt:

— Die Jugendkapelle des Musikvereins hat einen Wettbewerb als Landessieger gewonnen und will 
an den Bundesausscheidungen teilnehmen. Für die dadurch entstehenden Kosten beantragt sie 
einen Zuschuss in Höhe von EUR 3.500,00.

— Die Jugend der katholischen Pfarrgemeinde plant ein großes Sommerlager bei unserer Partner-
stadt in Südtirol; voraussichtlich werden 65 Jugendliche (Buben und Mädchen) daran teilnehmen; 
das Ferienlager soll 14 Tage dauern und pro Teilnehmer ca. EUR 125,00 kosten. Von der 
Gemeinde wird ein Zuschuss in Höhe von EUR 1.500,00 erbeten, damit die Kosten erheblich 
gesenkt werden können. 

— Der Athletikverein plant die Einrichtung eines systematischen Jugendtrainings, weil zahlreiche be-
gabte Jugendliche zur Verfügung stehen und der Verein hervorragende Übungsleiter einsetzen 
kann. Es werden drei Ringerriegen gebildet. Zur teilweisen Vergütung der Übungsleiter benötigt 
der Verein noch einen öffentlichen Zuschuss; der Verein selbst bringt pro Übungsstunde EUR 1,75
auf und erhält die gleiche Summe vom Landesverband; er bräuchte etwa die gleiche Summe von 
der Gemeinde, ca. EUR 350,00 pro Jahr. 

— Die Trachtengruppe "Volkstanz und Heimatbrauchtum" benötigt für öffentliche Aufführungen und 
Ausstattung der Jugendgruppe (39 Mitglieder) einen Zuschuss von ca. EUR 1750,00 damit sie die 
Gesamtkosten von EUR 600,00 aufbringen kann.

— Die Elterninitiative "Kinder weg von der Straße" plant die Einrichtung eines Jugendtreffs, wo Ju-
gendliche von 12 bis 17 Jahren sich zwanglos treffen können, um Hausaufgaben zu machen. Die 
Eltern sind bereit, selbst teilweise mit einzuspringen, um als Erwachsene gewisse 
Aufsichtspflichten zu übernehmen. Allerdings kann dieser Treff nur funktionieren, wenn halbtags 
eine sozialpädagogische Fachkraft zur Verfügung steht. Die notwendigen Sachkosten würden die 
Eltern allein aufbringen, die Bezahlung der Fachkraft (ca. EUR 9000,-- pro Jahr) sollte von der 
Gemeinde aufgebracht werden, da es sich um eine öffentliche Aufgabe handelt. 

— Die Abschlussklasse der Hauptschule bittet um einen Zuschuss für ihren Landschulheimaufenthalt 
in der Eifel in Höhe von EUR 250,00.

— Die Realschule hat eine Partnerklasse aus den USA eingeladen und möchte mit ihr gemeinsam 
einige Tage im Schwarzwald verbringen. Sie bittet um einen Zuschuss von EUR 10,00 pro Teilneh-
mer. Bei ca. 80 Teilnehmern (50 deutsche und 30 amerikanische) würde das EUR 800,00 ausma-
chen. 

— Die unabhängige Jugendgruppe "Der Dreckfleck" gibt seit einem halben Jahr eine eigene Jugend-
zeitschrift heraus, die kommunalpolitische Ereignisse, die besonders für Jugendliche wichtig sind, 
aufgreift, kommentiert und zur Diskussion bringen will. Die bisherige erfolgreiche Tätigkeit 
(Auflagenhöhe 2000) kann nur fortgesetzt werden, wenn ein öffentlicher Zuschuss von ca. 
EUR 250,00 (für Papier und Verteilung) bereitgestellt wird.

— Beim Schwimmwettkampf der hiesigen Schulen hat sich ein 17jähriger Schüler beim Sprung vom 
Dreimeterbrett so unglücklich verletzt, dass er seither querschnittsgelähmt ist. Da weder die Ge-
meinde noch die Aufsicht führenden Lehrer eine konkrete Schuld trifft, ist die Versicherung nicht 
bereit, mehr als das Notwendigste zu bezahlen. Im Augenblick ist er zwar gut vorgesorgt, aber der 
Freundeskreis des betroffenen Schülers, möchte die Gemeinde bitten, aus Mitteln der Jugendför-
derung eine Betrag von ca. EUR 2.500,00 zur Verfügung zu stellen, damit sich der Junge ein geeig-
netes Behindertenfahrzeug anschaffen kann, um eine weiterführende Schule selbstständig besu-
chen zu können. 
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Fall: Oberau

Huf ist ein Stadtviertel am Rande der Innenstadt einer baden-württembergischen Stadt (Gehzeit
zur Stadtmitte ca. 10 Minuten). Durch den Neubau einer Straße und einiger Wohnhäuser hat
sich Huf in den letzten Jahren stark verändert, was die Bebauung und die Zusammensetzung
der Einwohner betrifft.

Da es in der Innenstadt kaum Parkmöglichkeiten für Autos gibt, die Stadt andererseits als Ar-
beits-, Einkaufs- und Touristenzentrum stark besucht wird, müssen in den innenstadtnahen Ge-
bieten Parkmöglichkeiten geschaffen werden, die die Innenstadt entlasten.

Im Oktober 2000 wurde ein Bebauungsplan rechtskräftig, der den Bau eines Parkhauses mit ca.
400 Stellplätzen vorsah. Der Bau wurde im März 2002 vom Gemeinderat mit großer Mehrheit
beschlossen. Das Gelände bot sich für dieses Projekt an, da es nicht bebaut war, die Oberau die
Voraussetzung der stadtnahen Lage erfüllte und nur zwei alte Pappeln auf dem Gelände
standen.

Die betroffenen Bürger bildeten eine Bürgerinitiative, die sich nach der Entscheidung des Ge-
meinderates verstärkt gegen den Bau des Parkhauses und für den Erhalt der Pappeln einsetzte.

PRO UND CONTRA

— Das Parkplatzangebot in der
Innenstadt wird erheblich ver-
bessert.

— Belebung des Einzelhandels in
der Nähe.

— Wild parkende Autos auf dem
Gelände geben Anlass zu Är-
gernis.

— Stadtnaher Parkraum für Ein-
käufer wird geschaffen. 

— Aufwertung des Wohnviertels
durch das Parkhaus.

— Zusätzlicher Parkraum für die
Anwohner.

— Das örtliche Baugewerbe wird
durch die Aufträge für den Bau
des Parkhauses belebt.

— Das Gebiet ist noch unbebaut,
kann also ohne Schaden be-
baut werden.

— Die Neuanpflanzung von Bäu-
men ist im Bebauungsplan
vorgesehen.

— Bestehende Parkhäuser sind
nicht voll ausgelastet.

— Das Parkhaus wird von der Be-
völkerung nicht angenommen,
da es zu weit von der Fußgän-
gerzone entfernt ist.

— Das Parkhaus als Anziehungs-
punkt für Kriminelle gefährdet
das Wohnviertel.

— Die Belebung der Bauwirtschaft
darf nicht vor den Interessen
der Anwohner stehen.

— Da das Gebiet noch nicht be-
baut ist, kann durch aufge-
lockerten Wohnungsbau mit
parkähnlichen Anlagen die
Wohnqualität erhöht werden.

— Die Stellplätze sind für die An-
wohner zu teuer.

— Die Schadstoffbelastung der
Luft wird durch den Wegfall der
Pappeln zu hoch.

— Alter Baumbestand sollte erhal-
ten werden.

nach: P wie Politik, RS 7, Schöningh-Verlag



In einer Gemeinde gibt es eine kleine Siedlung, deren Bewohner sich beispielhaft in der Gemeinde engagie-
ren. Die Siedlung besteht aus 5 Häusern, die - Grundstück an Grundstück - längs einer Zufahrtsstraße liegen.
Jeder der 5 Hausbewohner hat 5 Merkmale: 

1.  Er hat einen Namen. 

2.  Er setzt sich auf eine bestimmte Art für seine Gemeinde ein. 

3.  Sein Haus hat eine bestimmte Farbe. 

4.  Er nimmt eine Mitwirkungspflicht für Bürger wahr. 

5.  Jeder benutzt ein bestimmtes Hilfsmittel. 

wer?wie?LETTERG

a)  Der Mann, der den Bürgerentscheid will, wohnt im roten Haus in der Mitte. 

b)  Der Wähler heißt Herr Bauer und wohnt im letzten Haus. 

c)  Der Herr im grünen Haus sucht das Gespräch. 

d)  Mit Unterschriftslisten arbeitet der Mann, der ein Bürgerbegehren fordert. 

e)  Gleich links neben dem weißen Haus wohnt das grüne Haus. 

f)  Der Mann, der auf eine 2/3-Mehrheit im Gemeinderat hofft, heißt Schulze. 

g)  Der, der regelmäßig in seiner Gruppe mitarbeitet, wohnt im gelben Haus. 

h)  Im Haus in der Mitte geht man zur Gemeinderatssitzung. 

i)  Der von der Bürgerinitiative wohnt übrigens im ersten Haus. 

j)  Der, der vom Gemeinderat die Abstimmung fordert, ist der Nachbar von Herrn Müller, denn sein Haus 
liegt rechts neben dem Haus von Herrn Müller, der im ersten Haus wohnt. 

k)  Der, der regelmäßig in seiner Gruppe mitarbeitet, wohnt links neben Herrn Meier. 

l)  Der der regelmäßig zur Wahl geht, benutzt den Stimmzettel. 

m) Der der regelmäßig zur Versammlung geht, hält etwas von der Bürgerversammlung. 

n)  Der von der Bürgerinitiative wohnt links neben dem blauen Haus. 

Bleibt noch zu fragen: 

— Wer verteilt Flugblätter? 

— Wo wohnt Herr Kraus? 

     

1. Name      

2. Wie er sich einsetzt      

3. Hausfarbe      

4. Mitwirkungsmöglichkeiten      

5. Hilfsmittel      

Nach: P wie Politik, RS 7, Schöningh-Verlag
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wer? wie? was? wo?



IX. Abschlusstest

1.  Infrastruktur bedeutet 
� a) abwechslungsreiche Wohnbebauung  � d) kleine und große Gemeinden 
� b) gute Versorgungseinrichtungen  � e) Stadt-Land-Gegensatz 
� c) gemischte Bevölkerung in den Stadtquartieren 

2.  Besonderheiten des Kommunalwahlsystems in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz sind 
� a) die geheime Wahl  � d) die Farbe der Stimmzettel 
� b) aktives Wahlrecht ab 18 Jahre  � e) die Altersgrenze der Kandidaten 
� c) das Kumulieren und Panaschieren 

3.  Der Bürgermeister 
� a) wird auf 8 Jahre gewählt  � d) darf höchstens zweimal wiedergewählt werden 
� b) scheidet mit 65 Jahren aus dem Amt aus  � e) kann den Gemeinderat auflösen 
� c) ist im Gemeinderat nicht stimmberechtigt 

4.  Eine Bürgerinitiative ist 

� a) in Organ des Gemeinderates 
� b) der Leserbrief eines Bürgers in der Lokalpresse 
� c) ein Geschenk aller Bürger an den Bürgermeister 
� d) eine Gruppe von Bürgern, die sich gemeinsam gegen etwas wehren oder sich für etwas einsetzen 
� e) eine verfassungsrechtlich verankerte Mitwirkungsmöglichkeit der Bürger 

5.  Der Kreistag ist 
� a) ein round-table-Gespräch der Bürgermeister  � d) die Regierung eines Landkreises 
� b) ein Feiertag in Baden-Württemberg � e) ein kreisrundes Gebäude 
� c) das Parlament des Landkreises 

6.  Die wichtigste Einrichtung der Gemeinde ist der _________________________; er wird für ______ Jahre gewählt. 

Dabei werden in Baden-Württemberg zwei besondere Wahlverfahren ermöglicht: __________________________ und 

____________________________. Jeder Wähler hat soviel Stimmen wie _________________________ zu wählen 

sind. Bei der Kommunalwahl können auch kleine Splitterparteien bzw. Einzelpersonen ein Mandat erhalten, da die 

_______________________________ nicht zur Anwendung kommt. Gleichzeitig mit dem Gemeinderat wird auch der 

_______________________________ gewählt, der für den Landkreis zuständig ist und vom ____________________ 

geleitet wird. 

 5 - 5%-Klausel - Gemeinderat - Gemeinderäte - Kreistag - kumulieren - Landrat - panaschieren. 

7.  Die Kommunalpolitik garantiert 7 Daseinsgrundfunktionen 

 a)   e)  

 b)   f)  

 c)   g)  

 d)  

8.  Die Haupteinnahmen der Gemeinde kommen zustande durch 

a)  die _________________________steuer 

b)  die _________________________steuer 

c)  den Anteil an _______________________________________ 

d)  Finanz______________________  ______________________ 

9.  Die Selbstverwaltung wurde 18____ durch __________________________ in Preußen neu belebt; die Städte wurden 
nach der _______________verfassung verwaltet. Die Süddeutsche Ratsverfassung räumt dem __________________ 
sehr viele Rechte ein, obwohl der ______________________________ das eigentliche Hauptorgan ist. 

10. Zur Diskussion: Über 90 % der Bürgermeister werden für eine zweite Amtszeit wiedergewählt - Kontinuität in der 
Gemeinde oder Hemmschuh für neue Entwicklungen? 


